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Leitsatz:

In eine Namensliste eines Interessenausgleichs nach § 1 Abs. 5 KSchG
durfen ausschlieBlich Arbeitnehmer aufgenommen werden, die aus der
eigenen Sicht der Betriebsparteien aufgrund der dem Interessenausgleich
zugrunde liegenden Betriebsanderung zu kiindigen sind.
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BUNDESARBEITSGERICHT

2 AZR 296/07

6 Sa 974/06
Landesarbeitsgericht
KéIn

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
26. Marz 2009

URTEIL

Schmidt, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

Pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der miindlichen
Verhandlung vom 12. Marz 2009 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-
arbeitsgericht Prof. Dr. Rost, den Richter am Bundesarbeitsgericht Schmitz-
Scholemann, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Berger sowie die ehren-

amtlichen Richter Dr. Roeckl und Eulen fiir Recht erkannt:
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Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Kéln vom 22. Februar 2007 - 6 Sa 974/06 -
aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung
-auch Uber die Kosten der Revision- an das Landes-
arbeitsgericht zuriickverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Wirksamkeit einer betriebsbedingten

Kindigung.

Der 1958 geborene, verheiratete Klager war seit dem 3. Februar 1992
bei der Beklagten, zuletzt aufgrund Anderungsvertrags vom 24. Januar 1995 als
Maschinenschlosser im Bereich Betriebstechnik, Abteilung Instandhaltung (sog.

,Produktionswerkstatt”) beschaftigt.

Die Beklagte ist ein Unternehmen der Druckindustrie und stellt im We-
sentlichen periodisch erscheinende Druckereierzeugnisse fir den deutschen
und europaischen Markt her. Sie beschaftigte im Juli 2005 noch Uber 900
Arbeitnehmer.

Am 12. Juli 2005 schloss die Beklagte mit dem bei ihr bestehenden Be-
triebsrat wegen einer beabsichtigten Betriebsédnderung einen Interessenaus-
gleich mit den in der Prdambel angefuihrten MaRnahmen: ,Reduzierung der
Druckkapazitat und Produktion fur durchschnittlich 4 Rotationen; Kernarbeits-
zeiten in der Regel an Werktagen; Anpassung der Personalstarke auf ca. 490
Arbeitnehmer (ohne ATZ)“. Daneben vereinbarten die Betriebsparteien am
12. Juli 2005 einen Sozialplan, in dem sie ua. Grundsatze fur die Durchfiihrung
der sozialen Auswahl einschliel3lich eines Punkteschemas festlegten.
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Unter Ill. 6. des Interessenausgleichs heil3t es:

.inhalt dieses Interessenausgleichs ist auch die als Anlage
beigefiigte Namensliste nach §1 Abs. 5 KSchG. Die
Geschaftsleitung und der Betriebsrat sind sich darlber
einig, dass diese nicht abschlieliend ist. Weitere Kundi-
gungen sind nach den von Geschéftsleitung und Betriebs-
rat vereinbarten Grundsatzen des Sozialplans vom 12. Juli
2005 vonnéten.”

Die Beklagte war urspringlich bestrebt, mit dem Betriebsrat eine
Namensliste aller aufgrund der Betriebsanderung zu kiindigenden Arbeitnehmer
zu erstellen, woriliber jedoch keine Einigung erzielt werden konnte. Als nach
Abschluss des Interessenausgleichs mehrere Arbeithehmer bei Empfang einer
Kundigung freiwillig aus dem Arbeitsverhéltnis ausscheiden wollten, kamen die
Betriebsparteien vor dem Hintergrund insoweit nach § 144 SGB Ill drohender
Sperrfristen Uberein, diese Arbeithehmer in eine zum Interessenausgleich zu
erstellende Namensliste aufzunehmen. Nachdem die Beklagte darauf bestand,
daneben zumindest einen Teil der im Ubrigen zu kiindigenden Belegschaft in
die Namensliste aufzunehmen, verstandigten sich die Betriebsparteien schliel3-
lich auf die Erstellung einer Namensliste, die zahlenmaRig ein Drittel der auf-
grund des Interessenausgleichs auszusprechenden Kindigungen umfassen
sollte. Die Liste sollte nach vorheriger Aufnahme der freiwillig Ausscheidenden
mit solchen Arbeitnehmern ,aufgefillt® werden, die nach Auffassung der Be-
triebsparteien zur Kindigung anstanden und ihren Sozialdaten entsprechend
sozial am wenigsten schutzbedurftig waren. In der darauf erstellten, von der
Beklagten am 19. August 2005 und dem Vorsitzenden des Betriebsrats am
26. August 2005 unterzeichneten Namensliste heil3t es einleitend wie folgt:

,Die Geschaftsleitung und der Betriebsrat der b KG ver-
einbaren, wie in den Verhandlungen zum Interessenaus-
gleich und Sozialplan besprochen, folgende Namensliste
gem. § 1 Abs. 5 KSchG:

“

Der Klager ist in der Liste unter dem Bereich ,Maschinenschlosser” an

vierter Stelle von vier Arbeitnehmern namentlich bezeichnet.
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Bereits am 25. Juli 2005 zeigte die Beklagte der Bundesagentur fir
Arbeit eine beabsichtigte Massenentlassung an. Die darauf festgesetzte Sperr-
frist endete am 25. August 2005. Mit Schreiben vom 19. August 2005 teilte die
Beklagte dem Betriebsrat unter Bezugnahme auf die im Zusammenhang mit
dem Interessenausgleich und Sozialplan durchgefiihrten Erérterungen ihre
Absicht mit, den in einer beigefugten Auswabhlliste mit ,K“ gekennzeichneten
Arbeitnehmern - worunter sich auch der Klager befand - fristgerecht betriebs-
bedingt zu kiindigen.

Mit Schreiben vom 29. August 2005 kiindigte die Beklagte das Arbeits-
verhéltnis des Klagers ordentlich zum 31. Januar 2006. Spéater vereinbarte sie
mit dem Klager eine befristete Weiterbeschaftigung bis 30. Juni 2006.

Der Klager hat Kundigungsschutzklage erhoben und geltend gemacht:
Die Kiuindigung sei sozial ungerechtfertigt. Die ,Teil-Namensliste“ geniige nicht
den Anforderungen des § 1 Abs. 5 KSchG. Betriebsbedingte Griinde lagen
nicht vor. Seiner befristeten Weiterbeschaftigung sei zu entnehmen, dass noch
Beschaftigungsmaéglichkeiten bestanden hatten. Die Beklagte habe zudem im
Arbeitsbereich des Klagers - sogar uber den 30. Juni 2006 hinaus - Leiharbeit-
nehmer eingesetzt, die Maschinenschlossertatigkeiten verrichteten. Die
Kindigung sei daher als unzuldssige Austauschkiindigung anzusehen. Die
soziale Auswahl sei grob fehlerhaft. Er sei sozial schwacher als der im Bereich
Technischer Dienst weiterbeschéftigte Arbeitnehmer M, der nach dem an-
gewandten Punkteschema unstreitig im Rang nach ihm stehe und dessen
Aufgaben er ohne Weiteres habe Gbernehmen kénnen. Auferdem fehle es an
einer ordnungsgemafen Anhdérung des Betriebsrats. Diesem sei die ,Heraus-
nahme* des Mitarbeiters M aus der Sozialauswahl wegen vermeintlicher Zu-

satzqualifikationen, auf die sich die Beklagte berufe, nicht mitgeteilt worden.

Der Klager hat beantragt

festzustellen, dass das zwischen den Parteien bestehende
Arbeitsverhaltnis durch die Kundigungserklarung vom
29. August 2005 nicht beendet wurde.
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Die Beklagte hat sich zur Begrindung ihres Klageabweisungsantrags
auf die Vermutungswirkung des § 1 Abs. 5 KSchG berufen und ausgefihrt: Die
Namensliste sei abschlieRend, auch wenn sie sich nur auf einen Teil der zu
kiindigenden Arbeitnehmer beziehe. Die Kiindigung des Klagers beruhe auf der
unternehmerischen Entscheidung, die Druckereikapazitat spatestens nach dem
31. Dezember 2005 einzuschranken mit dem Ziel, zum Halbjahresabschluss
Ende Juni 2006 die bisher mit acht Rotationsmaschinen durchgefuhrte
Produktion endgultig auf vier Rotationen zu reduzieren bei gleichzeitigem
Wegfall der bisher regelmaBig durchgefiihrten Samstags- und Sonntags-
schichten. Die dem Interessenausgleich zugrunde liegende Betriebsanderung
habe im Arbeitsbereich des Klagers sukzessive zum Wegfall von 14
Maschinenschlosserstellen bis 30. Juni 2006 gefuhrt. Zwélf Arbeitsplatze seien
wegen erfolgter Betriebseinschrankung auf flinf Rotationsmaschinen bereits
zum 31. Dezember 2005 entfallen. Die befristete Verlangerung der Kiindigungs-
frist bis 30. Juni 2006 beruhe auf vorzeitigen Personalabgangen und frih-
zeitigen Freistellungen anderer Arbeitnehmer. Die Beklagte habe in der
Produktionswerkstatt keine Leiharbeitnehmer beschéftigt. Die vom Klager
angesprochenen Personen seien Mitarbeiter von Fremdfirmen und fuhrten auf
der Grundlage geschlossener Rahmenwerkvertrage allgemeine Wartungs- und
Instandhaltungsarbeiten an den maschinellen Anlagen der Beklagten durch. Die
soziale Auswahl sei nicht zu beanstanden. Eine Vergleichbarkeit mit dem
unstreitig als Ver- und Entsorger beschaftigten Arbeitnehmer M sei nicht ge-
geben. Fir die Ausiibung der ohnehin nicht vergleichbaren Tatigkeiten sei eine
beim Klager nicht vorhandene Zusatzausbildung als Kesselwarter zwingende
Voraussetzung. Unter Zugrundelegung der unstreitigen Sozialdaten des Arbeit-
nehmers M (geb. 1956; ledig; Betriebszugehdrigkeit seit dem 19. September
1988) seien soziale Gesichtspunkte jedenfalls ausreichend beriicksichtigt. Der

Betriebsrat sei ordnungsgemal unterrichtet worden.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung des Klagers - nach Beweisaufnahme - zuriickgewiesen. Mit

der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Klager seinen
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Kindigungsschutzantrag weiter.

Entscheidungsgriinde

Die Revision des Klagers ist begriindet. Sie fuhrt zur Aufhebung des
angefochtenen Urteils und zur Zurlickverweisung des Rechtsstreits an das
Landesarbeitsgericht (§ 562 Abs. 1, § 563 Abs. 1 ZPO).

A. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung im Wesentlichen wie
folgt begriundet: Die Kiindigung sei nicht sozial ungerechtfertigt. Die formellen
und materiellen Voraussetzungen fiir das Eingreifen der Vermutungswirkung
des § 1 Abs. 5 KSchG lagen vor. Die Namensliste sei trotz ihrer nachtraglichen
Erstellung wirksam in den Interessenausgleich einbezogen worden. Es handele
sich noch um eine zeitnahe Erganzung des Interessenausgleichs. Unschadlich
sei auch, dass die Namensliste zahlenmaflig nur einem Drittel der zu
kiindigenden Arbeitnehmer entspreche. Nach Sinn und Zweck des § 1 Abs. 5
KSchG misse die Namensliste nicht alle betroffenen Arbeitnehmer bezeichnen.
Entscheidend sei, dass sich die Betriebsparteien auf die in der Namensliste
genannten Arbeitnehmer endgultig geeinigt héatten. Endgdltige Einigung in
diesem Sinne bedeute aber nicht umfassende Einigung. Der Klager habe die
danach bestehende Vermutungswirkung hinsichtlich einer Betriebsbedingtheit
der Kundigung nicht widerlegt. Nach durchgefuhrter Beweisaufnahme habe
nicht festgestellt werden kénnen, dass zum Zeitpunkt der Kiindigung eine
anderweitige Beschaftigungsmoglichkeit bestanden habe. Es stehe nicht zur
Uberzeugung des Gerichts fest, dass die vom Klager genannten Personen in
Wirklichkeit als Leiharbeithehmer bei der Beklagten tatig geworden seien und
Arbeitsplatze besetzt hatten, auf denen eine Weiterbeschaftigung des Klagers
moglich gewesen sei. Die Kiindigung scheitere auch nicht an einer fehlerhaften
sozialen Auswahl. Ein grober Auswahlfehler sei nicht erkennbar. Die Anhérung
des Betriebsrats sei ordnungsgemaf erfolgt.
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B. Dem vermag sich der Senat nicht in allen Teilen der Begrindung und

auch nicht im Ergebnis anzuschlieBen. Die Revision rugt zu Recht einen Ver-
sto® gegen § 1 Abs. 5 KSchG. Ob die Kiindigung vom 29. August 2005 auf der
Grundlage von § 1 Abs. 2, Abs. 3 iVm. Abs. 4 KSchG sozial ungerechtfertigt ist,
steht noch nicht fest.

l. Nach §1 Abs.5 Satz1 KSchG wird vermutet, dass die Kiindigung
durch dringende betriebliche Erfordernisse iSd. § 1 Abs. 2 KSchG bedingt ist,
wenn bei der Kindigung aufgrund einer Betriebsanderung nach § 111 BetrVG
die Arbeitnehmer, denen gekiindigt werden soll, in einem Interessenausgleich
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat namentlich bezeichnet sind. Die soziale
Auswahl kann nach § 1 Abs. 5 Satz 2 KSchG nur auf grobe Fehlerhaftigkeit
Uberprift werden. Die Satze 1 und 2 gelten nicht, soweit sich die Sachlage nach
dem Zustandekommen des Interessenausgleichs wesentlich gedndert hat (§ 1
Abs. 5 Satz 3 KSchG). Die Vermutungsbasis, dass eine Betriebsénderung nach
§ 111 BetrVG vorlag und fir die Kiindigung des Arbeitnehmers kausal war und
dass der Arbeitnehmer ordnungsgemal in einem Interessenausgleich benannt
ist, hat dabei der Arbeitgeber substantiiert darzulegen und ggf. zu beweisen
(Senat 22. Januar 2004 - 2 AZR 111/02 - AP BetrVG 1972 § 112 Namensliste
Nr. 1 = EzA KSchG § 1 Interessenausgleich Nr. 11; 7. Mai 1998 - 2 AZR 55/98 -
BAGE 88, 375).

Il. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 1 Abs. 5 Satz 1 KSchG
sind nicht in jeder Hinsicht erfullt. Die von den Betriebsparteien erstellte ,Teil-
Namensliste“ bildet keine ausreichende Grundlage fir das Eingreifen der
Rechtswirkungen des § 1 Abs. 5 KSchG.

1. Dies folgt allerdings nicht schon daraus, dass sich die Betriebsparteien
erst nach Unterzeichnung des Interessenausgleichs auf die Namensliste ver-
standigt haben. Die Annahme des Landesarbeitsgerichts, es liege noch eine
zeitnahe Erganzung des unstreitig wirksam zustande gekommenen Interessen-
ausgleichs vom 12. Juli 2005 vor, lasst entgegen der Auffassung der Revision
keinen Rechtsfehler erkennen.

B JLaw - Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile A|; )

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — flr i0OS

www.prinz.law

16

17

18

19

I, Yony SIomMUIy

S[e purs ﬁllﬂ]lllll[lm\'“@].[‘l I9p 913

DYIN Y BLY §§ YoRU URqUIR(

1ZInyosag


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-8- 2 AZR 296/07

a) Die Wirkungen des § 1 Abs. 5 Satz 1 und 2 KSchG treten nur ein, wenn
die Arbeitnehmer, denen gekindigt werden soll, ,in einem Interessenausgleich
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat namentlich bezeichnet” sind. Diese
Voraussetzung ist nicht nur erfillt, wenn die Namensliste im Text des nach
§ 112 Abs. 1 Satz 1 BetrVG schriftlich niederzulegenden Interessenausgleichs
enthalten ist, sondern auch dann, wenn Interessenausgleich und Namensliste
eine Urkunde bilden, die insgesamt dem Schriftformerfordernis der §§ 125, 126
BGB genugt (vgl. Senat 6. Juli 2006 - 2 AZR 520/05- AP KSchG 1969 § 1
Nr. 80 = EzA KSchG § 1 Soziale Auswahl Nr. 68; 22. Januar 2004 - 2 AZR
111/02 - AP BetrVG 1972 § 112 Namensliste Nr.1 = EzA KSchG § 1
Interessenausgleich Nr. 11). Wird die Namensliste getrennt von dem
Interessenausgleich erstellt, reicht es aus, wenn sie von den Betriebsparteien
unterzeichnet ist und in ihr oder im Interessenausgleich auf sie Bezug ge-
nommen ist (Senat 6. Juli 2006 - 2 AZR 520/05 - aaO; 22. Januar 2004 - 2 AZR
111/02 - aa0,).

b) Diesen Anforderungen wird die Namensliste jedenfalls gerecht.

aa) Die von den Betriebsparteien gesondert erstellte und eigenhandig am
19. bzw. 26. August 2005 unterzeichnete Namensliste enthalt eine hinreichende
Bezugnahme auf den Interessenausgleich vom 12. Juli 2005. Die Betriebs-
parteien haben ausdriicklich auf ihre zuvor gefiihrten Verhandlungen tber den
Interessenausgleich und Sozialplan verwiesen und durch die Nennung des § 1
Abs. 5 KSchG deutlich gemacht, dass es ihnen um die Erstellung einer
Namensliste zu dem getrennt verhandelten Interessenausgleich ging. Damit
haben sie eine ausreichende inhaltliche Beziehung zu dem Interessenausgleich
hergestellt und dies in der Urkunde selbst ausgedruckt. Es ist nicht zu er-
kennen, dass ein anderer als der Interessenausgleich vom 12. Juli 2005 hatte
gemeint sein kénnen, nachdem dort bestimmt ist, dass ein zuvor geschlossener
.interessenausgleich fir die Druckformherstellung vom 06.12.2001 seine
Gultigkeit und Wirksamkeit verliert.

bb) Unschadlich ist, dass die Verstandigung Uber die Namensliste erst etwa
sechs Wochen nach Unterzeichnung des Interessenausgleichs erfolgte.
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(1) Der Interessenausgleich kann, um die Wirkungen des §1 Abs. 5
KSchG auszulésen, noch nach seinem Abschluss zeitnah um eine Namensliste
erganzt werden (Senat 22. Januar 2004 -2 AZR 111/02 - AP BetrVG 1972
§ 112 Namensliste Nr. 1 = EzA KSchG § 1 Interessenausgleich Nr. 11).

(2) Wann eine zeitnahe Ergédnzung des Interessenausgleichs vorliegt, kann
entgegen der Auffassung der Revision, die einen Zeitablauf von etwa sechs
Wochen generell fur zu lang erachtet, nicht durch eine starre Regelfrist be-
stimmt werden. Entscheidend sind die Umsténde des Einzelfalls. Ausgangs-
punkt ist der in § 1 Abs. 5 Satz 1 KSchG verdeutlichte Wille des Gesetzgebers,
wonach sich Interessenausgleich und Namensliste als einheitliche Urkunde
darstellen mussen. Die Anforderung einer zeitnahen Ergdnzung soll daher
ebenso wie das Erfordernis einer inhaltlichen Bezugnahme sicherstellen, dass
ein hinreichender Zusammenhang zwischen der Namensliste und dem
Interessenausgleich besteht. Dieser Zusammenhang kann sich in zeitlicher
Hinsicht beispielsweise aus fortdauernden Verhandlungen der Betriebsparteien
Uber die Erstellung einer Namensliste ergeben. Die Grenze bildet der Aus-
spruch der Kundigung (vgl. insoweit bspw. APS/Kiel 3. Aufl. § 1 KSchG Rn.
797; ErfK/Gallner 9. Aufl. § 125 InsO Rn. 2).

(3) Danach ist die Wirdigung des Landesarbeitsgerichts, die Erganzung
des Interessenausgleichs vom 12. Juli 2005 um die Namensliste sei zeitnah
erfolgt, revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. Dem unwidersprochen ge-
bliebenen Vorbringen der Beklagten, die Namensliste sei das Ergebnis der
Verhandlungen Uber den Interessenausgleich, ist zu entnehmen, dass die
Betriebsparteien ihr Bestreben, zu dem Interessenausgleich eine Namensliste
zu erstellen, noch nicht endgultig aufgegeben hatten. Dies durfte das Landes-

arbeitsgericht flr ausreichend erachten.

ccC) Ob die nachtragliche Ergadnzung des Interessenausgleichs um eine
Namensliste iSd. § 1 Abs. 5 KSchG voraussetzt, dass eine solche Mdglichkeit
bereits im Interessenausgleich angelegt ist (befiirwortend bspw. Eylert/Schinz
AE 2004, 219, 226 f.), kann dahinstehen. Der Interessenausgleich vom 12. Juli
2005 eroffnete eine entsprechende Verfahrensweise. Er enthalt unter lll. 6.
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einen Verweis auf die ,als Anlage beigefugte Namensliste nach § 1 Abs. 5
KSchG*. Bei Unterzeichnung des Interessenausgleichs war den Betriebs-
parteien bewusst, dass eine Namensliste weder erstellt, noch hierliber eine
grundsatzliche Einigung erzielt worden war. Unter diesen Umstanden kann die
Beibehaltung des Verweises auf die Namensliste nur so verstanden werden,
dass sich die Betriebsparteien deren Erstellung im Fall eines positiven Ver-
handlungsergebnisses auch noch zu einem spateren Zeitpunkt offen halten

wollten.

2. Dennoch erfillt die zum Interessenausgleich vom 12. Juli 2005 verein-
barte Namensliste die Voraussetzungen des § 1 Abs. 5 Satz 1 KSchG nicht.
Dabei kommt es letztlich nicht entscheidend darauf an, ob dem Landesarbeits-
gericht in der Annahme zu folgen ist, auch eine Namensliste, die nur einen Tell
der zu kiundigenden Arbeithehmer umfasst, sei grundsatzlich geeignet, die
Rechtsfolgen des § 1 Abs. 5 Satz 1 und 2 KSchG auszulésen. Jedenfalls die im
Streitfall vereinbarte , Teil-Namensliste“ wird dem Zweck des § 1 Abs. 5 KSchG
nicht gerecht.

a) Der Senat hat sich mit der Frage, ob die mit § 1 Abs. 5 KSchG zu-
gunsten des Arbeitgebers eingefiihrten prozessualen Erleichterungen auch
dann ihre Berechtigung haben, wenn es neben den auf der Namensliste ge-
nannten Mitarbeitern auch noch weitere Arbeithnehmer gibt, denen gekiindigt
werden soll, noch nicht abschlieBend befasst. Die Entscheidung vom
22. Januar 2004 (- 2 AZR 111/02 - AP BetrVG 1972 § 112 Namensliste Nr. 1 =
EzA KSchG § 1 Interessenausgleich Nr. 11) betraf den Fall eines zeitlich
gestaffelten Personalabbaus, wobei die Betriebspartner jeweils im Hinblick auf
die einzelnen Entlassungsstufen eine vollstindige Namensliste aufstellen
wollten und der gekiindigte Arbeitnehmer allein durch den Teil des Interessen-
ausgleichs betroffen war, fur den die Betriebspartner bereits eine ent-
sprechende Liste erstellt hatten. In einem solchen Fall bietet die Namensliste
grundséatzlich deshalb eine ausreichende Vermutungsbasis iSd. § 1 Abs. 5
Satz1 KSchG, weil die Vermutungswirkung der Namensliste, auf der der
betreffende Arbeitnehmer aufgefiihrt ist, nicht durch zeitlich nachfolgende
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PersonalabbaumaRRnahmen beeintrachtigt wird (Senat 22. Januar 2004 - 2 AZR
111/02 - aa0).

b) Ein vergleichbarer Sachverhalt liegt im Entscheidungsfall nicht vor. Der
Interessenausgleich vom 12. Juli 2005 enthalt keine Festlegungen zu einzelnen
Entlassungsstufen oder sonstigen, abgegrenzten Regelungskomplexen. Zudem
haben die Betriebsparteien nach dem eigenen Vorbringen der Beklagten nur
einen Teil der aus ihrer Sicht zum 31. Dezember 2005 zur Kindigung an-
stehenden Arbeitnehmer in die Namensliste aufgenommen. Ob eine Namens-
liste auch im Fall einer derartigen Teileinigung der Betriebspartner zum Ein-
greifen der Rechtsfolgen des § 1 Abs. 5 KSchG fithren kann, hat der Senat in
seiner Entscheidung vom 22. Januar 2004 ausdriicklich dahinstehen lassen
(-2AZR 111/02 - AP BetrVG 1972 § 112 Namensliste Nr. 1 = EzA KSchG § 1
Interessenausgleich Nr. 11).

c) § 1 Abs. 5 Satz 1 KSchG setzt voraus, dass ,die Arbeitnehmer, denen
gekundigt werden soll*, in einem aufgrund einer Betriebsanderung iSd. § 111
BetrVG geschlossenen Interessenausgleich zwischen Arbeitgeber und Be-
triebsrat namentlich bezeichnet sind. Dies legt nahe, dass der Gesetzgeber fur
den Normalfall davon ausging, dass sich die Betriebsparteien tber alle
Personen verstandigen wirden, deren Arbeitsverhaltnis beendet werden soll.
Da der Wortlaut des Gesetzes eine zwar unvollstandige, aber gleichwohl
endglltige Benennung von zu kiindigenden Arbeitnehmern in einer Namensliste
als Vermutungsbasis aber auch nicht eindeutig ausschlie3t, kann die Frage, ob
eine ,Teil-Namensliste* als ausreichende Vermutungsgrundlage dienen kann,
nur nach dem Sinn und Zweck des Gesetzes beurteilt werden (vgl. Senat
22. Januar 2004 - 2 AZR 111/02 - AP BetrVG 1972 § 112 Namensliste Nr. 1 =
EzA KSchG § 1 Interessenausgleich Nr. 11).

aa) Der Zweck der Regelung des § 1 Abs. 5 KSchG besteht vor allem darin,
bei betriebsbedingten Kiindigungen einer gréReren Zahl von Arbeitnehmern die
Sozialauswahl fir alle Beteiligten rechtssicherer zu gestalten (vgl. dazu BT-
Drucks. 15/1204 S. 11). Mit Blick auf dieses Bedirfnis hielt es der Gesetzgeber
fur angezeigt, dass die Gerichte fiir Arbeitssachen die Sachnahe der Betriebs-
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parteien in gewissem Umfang anerkennen und hat den von ihnen getroffenen
Einzelfallentscheidungen die Vermutung der Richtigkeit zugebilligt (vgl. Jaeger
FS Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht im Deutschen Anwaltsverein S. 889, 894
ff.; Piehler NZA 1998, 970, 972).

bb) Hiervon ausgehend wird in der Literatur vielfach die Auffassung ver-
treten, der Gesetzeszweck, die Berechenbarkeit von Kiindigungen bei Be-
triebsanderungen zu erhéhen, kénne ohne Weiteres auch im Fall einer erfolgten
endgiltigen Verstandigung der Betriebspartner auf eine sog. , Teil-Namensliste*
erreicht werden (vgl. etwa Kiittner/Eisemann Personalbuch 2009 16. Aufi.
Interessenausgleich Rn. 7, MinchKomminsO/Léwisch/Caspers 2. Aufl. § 125
Rn. 80, Kappenhagen NZA 1998, 968; Matthes RdA 1999, 178; Piehler NZA
1998, 970, 972; Jaeger FS Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht im Deutschen
Anwaltsverein S. 889, 894 ff.). Den Betriebsparteien sei auf der Grundlage von
§ 1 Abs. 5 KSchG die Méglichkeit eingeraumt, die einzelnen Arbeitnehmer,
denen aufgrund der Betriebsénderung zu kindigen ist, zu ermitteln und in der
Namensliste aufzufiihren. Bilde aber die Namensliste nur die Summe der
getroffenen Einzelfallentscheidungen ab, werde deren Richtigkeitsvermutung
nicht dadurch zerstért, dass andere Auswahlentscheidungen nicht hatten
einvernehmlich getroffen werden kénnen (Piehler aaO; Jaeger FS Arbeits-
gemeinschaft Arbeitsrecht im Deutschen Anwaltsverein S. 889, 897). Zwar
bedeute die Anerkennung einer ,Teil-Namensliste, dass der Arbeitgeber im
Rahmen einer Betriebsédnderung mit einer ,Teilliste” zwei Gruppen von Mit-
arbeitern zu kiindigen habe, die in ihren Kiindigungsschutzverfahren prozessual
unterschiedliche Anforderungen zu bewaltigen hatten. Die Privilegierung der
aulRerhalb der Liste befindlichen Arbeitnehmer sei jedoch hinzunehmen, da es
in Bezug auf diese Arbeithehmergruppe keine Einigung der Betriebsparteien
gebe, die der Gesetzgeber zum Anlass prozessualer Erleichterungen fur den

Arbeitgeber habe nehmen kénnen (Piehler aa0O).

cc) Dem wird entgegen gehalten, Grundlage der Namensliste sei eine
Betriebsanderung iSd. § 111 BetrVG, der regelméalig ein geschlossenes unter-

nehmerisches Konzept zugrunde liege. Aus diesem ergebe sich die (zun&chst
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abstrakte) Zahl erforderlicher betriebsbedingter Kiindigungen. Die Namensliste
eines Interessenausgleichs stelle die konkrete Umsetzung dieses unter-
nehmerischen Konzepts dar. Sie musse deshalb, um in sich schlussig zu sein,
das unternehmerische Konzept vollstandig erfassen und umsetzen. Eine Aus-
nahme sei nur in Fallen anzuerkennen, in denen sich die , Teil-Namensliste* auf
ein in sich geschlossenes unternehmerisches Konzept beziehe (vgl. bspw.
MiinchArbR/Berkowsky 2. Aufl. Bd. 2 § 138 Rn. 161, DKK/Dé&ubler 11. Aufl.
§ 112a Rn. 18b und § 125 InsO Rn. 8 im Anhang zu §§ 111 - 113; wohl auch:
Fitting 24. Aufl. § 112, 112a Rn. 56; Gaul BB 2004, 2686, 2688).

dd) Fur die letztgenannte Auffassung spricht im Grundsatz, dass die auf der
namentlichen Benennung des Arbeitnehmers im Interessenausgleich be-
ruhende Vermutungswirkung hinsichtlich der Betriebsbedingtheit der Kiindigung
an die Betriebsanderung als Kiindigungsgrund anknipft und - wie sich auch aus
§ 1 Abs. 5 Satz 3 KSchG ergibt - deren tatsachliche Durchfiihrung voraussetzt.
Lediglich um der rechtssicheren Umsetzung von Kindigungen im Zusammen-
hang mit Betriebsanderungen Willen hat der Gesetzgeber den Betriebsparteien
die Mdoglichkeit eingerdumt, durch die Vereinbarung einer Namensliste den
prozessualen Prufungsmalstab im Kindigungsrechtsstreit zu verengen. Dies
bleibt bei der Frage nach der Anerkennung sog. ,Teil-Namenslisten“ zu bertck-
sichtigen, auch wenn es sich bei den in der Namensliste abgebildeten Ent-
scheidungen der Betriebsparteien letztlich um Einzelfallentscheidungen handelt.
Regelmalig wird nur aus einer die unternehmerische Entscheidung insgesamt
erfassenden Liste deutlich, wie sich die dem Interessenausgleich zugrunde
liegende Betriebsanderung aus Sicht der Betriebsparteien auf die konkreten
Beschaftigungsmdoglichkeiten der Arbeitnehmer im Betrieb insgesamt auswirkt,
welche Arbeithehmer unter Beachtung sozialer Auswahlgesichtspunkte ge-
kindigt werden mussen (und welche nicht) und ob die Betriebspartner bei der
sozialen Auswahl ein von ihnen zugrunde gelegtes System, vor allem was die

Bildung von Vergleichsgruppen anbelangt, durchgéngig eingehalten haben.
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d) Ob diese Bedenken unter Bericksichtigung des Gesetzeszwecks dazu

fuhren, sog. ,Teil-Namenslisten® - vom Fall der Umsetzung eines in der Be-
triebsdnderung angelegten, in sich geschlossenen unternehmerischen
Regelungskomplexes abgesehen - die Anerkennung als Vermutungsgrundlage
zu versagen, bedarf auch im Streitfall keiner abschlieRenden Beantwortung.
Denn die Namensliste vom 26. August 2005 kann unter keinem denkbaren
Gesichtspunkt eine ausreichende Vermutungsbasis iSd. § 1 Abs. 5 Satz 1
KSchG bilden.

aa) Der bereits beschriebene Gesetzeszweck und die an die Namensliste
geknilipften Rechtsfolgen verlangen jedenfalls, dass in ihr ausschlieRlich Arbeit-
nehmer bezeichnet sind, die aus der eigenen Sicht der Betriebsparteien auf-
grund der dem Interessenausgleich zugrunde liegenden Betriebsénderung zu
kiindigen sind. Auch darf das Zustandekommen der Einigung der Betriebs-
parteien nicht auf auBerhalb des Gesetzeszwecks liegenden Erwagungen der
Betriebsparteien beruhen. Nur unter diesen Voraussetzungen ist ausreichend
sichergestellt, dass sich die Betriebsparteien in jeder Hinsicht bei der Erstellung
der Namensliste mit der Betriebsnotwendigkeit der Kiindigung der in ihr be-
zeichneten Arbeitnehmer befasst haben und sich Gedanken dariiber gemacht
haben, welche Arbeitnehmer als vergleichbar fir eine Sozialauswahl in Betracht
kommen, welche soziale Rangfolge zwischen ihnen besteht und wer aus der
Sozialauswahl ausscheidet (vgl. bereits Senat 22. Januar 2004 -2 AZR
111/02 - AP BetrVG 1972 § 112 Namensliste Nr.1 = EzA KSchG § 1
Interessenausgleich Nr. 11; 6. Dezember 2001 - 2 AZR 422/00 - EzA KSchG
§ 1 Interessenausgleich Nr. 9).

bb) Dem entspricht die vorliegende Namensliste nicht. In ihr sind, aus-
gehend von dem eigenen Vorbringen der Beklagten, auch solche Arbeithehmer
namentlich bezeichnet, die von den Betriebspartnern nur deshalb in die Liste
aufgenommen wurden, um bei dem von diesen Mitarbeitern gewiinschten
freiwilligen Ausscheiden drohende Sperrzeiten gemal § 144 SGB Il nach
Méglichkeit auszuschlieRen. Diese Arbeitnehmer waren damit aber ersichtlich
nach der eigenen Vorstellung der Betriebsparteien von den Wirkungen der
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Betriebsanderung nicht unmittelbar betroffen. Hinzu kommt, dass Anlass fur das
Zustandekommen der Namensliste nicht die von beiden Betriebsparteien
anerkannten Wirkungen der dem Interessenausgleich zugrunde liegenden
Betriebsanderung waren, sondern das Bestreben der Betriebspartner, fur einen
Teil der Belegschaft bei dem gewiinschten freiwilligen Ausscheiden aus dem
Arbeitsverhaltnis etwaige sozialversicherungsrechtliche Nachteile nach
Méglichkeit auszuschlieRen, wobei die Liste nur deshalb um weitere Arbeit-
nehmer ergénzt wurde, weil die Beklagte darauf bestand, zumindest einen Teil
der ,im Ubrigen zu kiindigenden Belegschaft aufzunehmen. Unter diesen
Umstanden bietet die Namensliste vom 26. August 2005 aber fir das Eingreifen
der Wirkungen des § 1 Abs. 5 Satz1 und 2 KSchG von vornherein keinen
Raum. Es kann gerade nicht mit der vom Gesetzgeber fir den Regelfall zu-
grunde gelegten Gewissheit angenommen werden, dass der Betriebsrat seiner
Verantwortung gegenuber allen in der Namensliste benannten Arbeitnehmern
gerecht geworden ist. Diese besteht darin - auch bezogen auf einen in Aussicht
genommenen Kindigungstermin -, nur unvermeidbaren Entlassungen zuzu-
stimmen und darauf zu achten, dass bei der Auswahl der Ausscheidenden

soziale Gesichtspunkte ausreichend bericksichtigt werden.

Il Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts stellt sich nicht aus
anderen Grinden als richtig dar (§ 5671 ZPO). Das Landesarbeitsgericht hat die
Wirksamkeit der Kiindigung vom 29. August 2005 lediglich an den Malstaben
des § 1 Abs. 5 KSchG uberpruft. Mit der Frage, ob die Kindigung nach § 1
Abs. 2, Abs. 3 iVm. Abs. 4 KSchG sozial ungerechtfertigt ist, hat es sich - von
seinem rechtlichen Standpunkt aus konsequent- nicht befasst. Eine ab-
schlielende Sachentscheidung ist nicht méglich, da es hierzu weiterer Fest-
stellungen des Landesarbeitsgerichts bedarf, die der Senat selbst nicht treffen

kann.

1. Der Klager hat in den Vorinstanzen einen dauerhaften Wegfall von
Beschaftigungsmdoglichkeiten in dem von der Beklagten behaupteten Umfang
bestritten und insbesondere geltend gemacht, noch Uber den Januar 2006

hinaus seien mehr als funf Rotationsmaschinen im Einsatz gewesen. Zwar mag
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dieses Bestreiten nicht ausgereicht haben, um eine sich aus § 1 Abs. 5 Satz 1
KSchG ergebende Vermutung der Betriebsbedingtheit der Kiindigung zu wider-
legen. Wegen des veranderten Prifungsmalstabs bei einer nach § 1 Abs. 2
KSchG zu beurteilenden Kundigung wird das Landesarbeitsgericht das Vor-
bringen der Beklagten aber nunmehr neu daraufhin zu Gberpriufen haben, ob
die Kundigung des Klagers durch dringende betriebliche Erfordernisse bedingt
war. Dies betrifit auch die vom Klager geltend gemachten Weiterbe-
schaftigungsméglichkeiten, fur deren Fehlen im Rahmen des § 1 Abs. 2 KSchG
die Beklagte die Beweislast tragt (§ 7 Abs. 2 Satz 4 KSchG).

2. Der Senat kann auch nicht abschlieRend dariber befinden, ob die
Beklagte bei der getroffenen Sozialauswahl soziale Gesichtspunkte aus-
reichend berucksichtigt hat (§ 7 Abs. 3 KSchG).

a) Es steht schon nicht fest, ob die Beklagte den Kreis der vergleichbaren
Arbeitnehmer zutreffend bestimmt hat. Der Beklagten ist es, anders als die
Revision meint, nicht verwehrt, sich auf eine mangelnde Vergleichbarkeit des
Klagers mit dem als Ver- und Entsorger beschaftigten Arbeithehmer M zu
berufen, auch wenn sie den Betriebsrat Uber eine beim Arbeithehmer M vor-
handene Zusatzqualifikation als Kesselwarter nicht besonders unterrichtet hat.
Fur die Betriebsratsanhérung gilt der Grundsatz der subjektiven De-
terminierung, nach der die Arbeitnehmervertretung immer dann ordnungs-
gemal angehdrt worden ist, wenn der Arbeitgeber ihr die aus seiner Sicht
tragenden Umsténde unterbreitet hat (vgl. etwa Senat 27. September 2001
-2 AZR 236/00 - BAGE 99, 167, 177). Auch wenn der Arbeitgeber im Fall der
betriebsbedingten Kiindigung zur unaufgeforderten Mitteilung der Auswahl-
kriterien verpflichtet ist, braucht er dem Betriebsrat nur diejenigen Auswahl-
grinde mitzuteilen, auf die er die Kiindigung stutzen will (Senat 5. Oktober 1995
-2AZR 1019/94 - AP Einigungsvertrag Anlage | Kap. XIX Nr.55 = EzA
Einigungsvertrag Art. 20 Nr. 48; KR/Etzel 8. Aufl. § 102 BetrVG Rn. 62g). Dem
ist die Beklagte mit den dem Betriebsrat Ubergebenen Personallisten nach-
gekommen, woraus sich hinreichend deutlich ergab, wie sie den Kreis der
vergleichbaren Arbeitnehmer bestimmt hat. Mehr war im Rahmen der Betriebs-
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ratsanhérung nicht erforderlich. Im Prozess durfte sie ihr Vorbringen, nachdem
sich der Klager auf eine Vergleichbarkeit mit dem Mitarbeiter M berufen hatte,
hinsichtlich der aus ihrer Sicht einer Sozialauswahl entgegen stehenden Tat-
sachen ergdnzen, ohne dass ein nach § 102 BetrVG unzulassiges ,Nach-
schieben® von Kiindigungsgriinden vorlédge (vgl. Senat 7. November 1996
-2AZR 720/95- RzK110g Nr. 7). Das diesbezigliche Vorbringen der Be-
klagten erschopft sich im Ubrigen nicht in dem Hinweis auf eine beim Arbeit-
nehmer M vorhandene Zusatzqualifikation als Kesselwarter. Sie hat vielmehr
geltend gemacht, bereits nach arbeitsplatzbezogenen Merkmalen sei der Klager
nicht in der Lage, innerhalb einer zumutbaren Einarbeitungszeit die Arbeiten
eines Ver- und Entsorgers zu verrichten. Dies verkennt der Klager wenn er
meint, die Beklagte habe die Voraussetzungen fir eine ,Herausnahme“ des
Mitarbeiters M aus der Sozialauswahl - womit der Klager wohl auf § 1 Abs. 3
Satz 2 KSchG abstellt - nicht hinreichend dargelegt.

b) Sollte es noch auf eine soziale Auswahl zwischen dem Klager und dem
Arbeitnehmer M ankommen, wird sich das Landesarbeitsgericht mit der Frage
zu befassen haben, ob aufgrund der im Sozialplan vom 12. Juli 2005 verein-
barten Auswabhlrichtlinien und der daraus entwickelten Personallisten mit Rick-
sicht auf § 1 Abs. 4 KSchG eine individuelle Priifung anhand § 1 Abs. 3 KSchG
Uberhaupt noch in Betracht zu ziehen ist.

3. Was die Betriebsratsanhérung anbelangt, wird das Landesarbeits-
gericht weiterhin von einer ordnungsgemaRen Durchfiihrung des Anhérungsver-
fahrens ausgehen kénnen. Die dahingehenden Ausfiihrungen im Berufungs-
urteil lassen keinen Rechtsfehler erkennen. Der Klager hat in der Revision allein
beanstandet, dass die Beklagte dem Betriebsrat die Zusatzqualifikation des
Arbeitnehmers M nicht mitgeteilt habe. Dieser Umstand berihrt jedoch, wie
bereits ausgefiuhrt, nicht die Wirksamkeit der Betriebsratsanhérung.
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4. Einwande im Hinblick auf die vor Ausspruch der Kindigung durch-

gefihrte Massenentlassungsanzeige hat der Klager bereits zweitinstanzlich
nicht mehr erhoben.

Rost Schmitz-Scholemann Berger

Dr. Roeckl Jan Eulen

JLaw — Gesetze und Urteile Jr— Ava|lab|e on the
Kostenlos (mobile App) » Google-play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



